
5. Das Vormundschaftsgericht kann die Sorge einem Pfleger übertragen, 
wenn dies aus besonderen Gründen für das Wohl des oder der Kinder 
erforderlich ist.

6. Das Vormundschaftsgericht kann die Regelung jederzeit ändern, wenn 
es dies im Interesse des Wohls des oder der Kinder für angezeigt hält.

§ 75
Persönlicher Verkehr mit den Kindern

1. Der Ehegatte, dem die Sorge für die Person eines gemeinschaftlichen 
Kindes nicht zusteht, behält die Befugnis, mit ihm persönlich zu ver­
kehren.

2. Das Vormundschaftsgericht kann den Verkehr näher regeln. Es kann 
ihn für eine bestimmte Zeit oder dauernd ausschließen, wenn dies aus be­
sonderen Gründen dem Wohl des Kindes dient.

F. R e c h t  z u m  G e t r e n n t l e b e n  n a c h  V e r l u s t  
d e s  S c h e i d u n g s r e c h t s

§ 76
Ist das Scheidungsrecht durch Verzeihung oder Fristablauf verloren­

gegangen, so sind die Rechte und Pflichten der Ehegatten so zu beurteilen,
als ob der verlorengegangene Scheidungsgrund niemals bestanden hätte.

DRITTER ABSCHNITT

Härtemilderungsklage
§ 77

1. Gerichtliche Entscheidungen familienrechtlichen Inhalts, die auf Grund 
solcher Vorschriften des Gesekes zur Vereinheitlichung des Rechts der 
Eheschließung und Ehescheidung im Lande Österreich und im übrigen 
Reichsgebiet vom 6. Juli 1938 (Reichsgesetjblatt I, S. 807) ergangen 
sind, die weder im Bürgerlichen Gesetjbuch enthalten waren, noch in 
diesem Geset; enthalten sind, sowie gerichtliche Entsdieidungen, die 
ganz oder vorwiegend auf rassenmäßigen, politischen oder religiösen 
Gründen beruhen, können von jedem der durch die Entscheidung be­
nachteiligten Ehegatten sowie den aus der Ehe hervorgegangenen Kin­
dern und vom Staatsanwalt angefochten werden (Härtemilderungs­
klage) .

2. Die Härtemilderungsklage ist innerhalb von zwei Jahren nach dem In­
krafttreten dieses Gesekes vor demjenigen Gericht zu erheben, dessen 
rechtskräftige Entscheidung angefochten wird. Falls dies unmöglich oder 
untunlich ist, wird das zuständige Gericht von dem Präsidenten des 
Oberlandesgerichts bestimmt, in dessen Bezirk der Antragsteller seinen 
Wohnsitj hat.
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